
Mitte Mai traf sich der Ausschuss für 
Stadtentwicklung und Wirtschaft zur 
9. Sitzung der laufenden Ratsperiode. 
Thema war der aktuelle Stand der Re-
gionale, genauer: Stand der drei Teil-
projekte Innenstadt, Hennepark und 
naturnahe Gestaltung der Henne vom 
Damm bis zur Mündung in die Ruhr.  

g Von Kornelius Kuhlmann

Das Architekturbüro Loidl ist mit 
der Gestaltung der Innenstadt betraut. 
Sein Landschaftsarchitekt Lorenz Kehl 
stellte die Ergebnisse der Feinabstim-
mung mit der Stadtverwaltung vor. 
Demnach ist die gesamte Planung 
ausgerichtet an dem Grundprinzip 
„Vorrang für Fußgänger“. Neu gestaltet 
werden die Ruhrbrücke, die Fritz-Hon-
sel-Straße und der Winziger Platz. Da, 
wo sich diese drei Straßen treffen, wird 
ein Platz geschaffen, begrenzt durch 
das Geschäft Vögele, Finanzamt und 
das Pressehaus. Hinter einer großen 
Terrasse führen Treppenstufen mit in-
tegrierten Sitzsteinen zur Ruhr hinun-
ter. Die Fahrspuren auf den genannten 

Straßen werden jeweils in eine Rich-
tung beschränkt, so dass mehr Raum 
für Fußgänger, Fahrradfahrer und Park-
flächen bleibt. Damit wird der Verlust 
der Stellplätze auf den Hennedeckeln 
ausgeglichen. Auch der Busverkehr 
zum Winziger Platz ist weiterhin ge-

währleistet.
Von der Rückseite des Kreishau-

ses bis zur Remblinghauser Straße 

erstreckt sich der zukünftige „Henne-
park“. Maria Pegelow stellte für das 
Architekturbüro KuBus die geplante 
Gestaltung vor. Herzstück ist die Auf-
weitung der Henne. So wird die Fließ-
geschwindigkeit und mit ihr die Fluss-
tiefe des Gewässers vermindert. Neue 
Aufenthalts- und Spielmöglichkeiten 
sollen so entstehen. Auf der Kreish-
ausseite wird ein promenadenartiger 
Weg nahe am Flusslauf geführt – ge-
genüber entsteht eine auenähnliche 
Landschaft. Hinter der heutigen Fuß-
gängerbrücke, die durch eine behin-

dertengerechte ersetzt wird, werden 
die Wege wieder zusammengeführt. 

Die naturnahe Gestaltung der Hen-
ne lässt sich hervorragend ins Regio-
nale-Projekt integrieren, so Wolfgang 
Klein vom gleichnamigen Gewässer-
büro aus Warstein-Allagen. Da Gewäs-
serentwicklung ein wichtiges Ziel der 

Landesregierung ist und die Henne 
vom Damm bis zur Mündung durch 
„wissenwasserwandel@meschede.
de“ betroffen ist, ergeben sich vielfäl-
tige Möglichkeiten, Baumaßnahmen 
auf die Erfordernisse von Ökologie und 
Renaturierung auszurichten. 

weiter auf Seite 2

Innenstadt: Vorrang für Fußgänger

Gemeinsam lernen

Schulministerin Löhrmann diskutierte in 
der Kreisstadt über die Zukunft der Schulen 
im ländlichen Raum.  Seite 4

Gegen das Vergessen

„Stolpersteine“ sollen in der Kreisstadt an 
die Ermorderung jüdischer Bürger während 
der Nazi-Zeit erinnern.  Seite 6

Freie Fahrt 

Anfang September startet in der Kernstadt 
ein ungewöhnliches Nahverkehrsprojekt – 
der Bürgerbus.  Seite 6

Wasser soll Innenstadt beleben: 
Die Regionale nimmt Gestalt an

Kreishaus: Hennepark entsteht

Ausgabe 1 – Juli 2011

Mehr Raum für Natur

Blick in die Zukunft: Sitzmöglichkeiten entlang der neuen Ruhr-Promenade laden zum Verweilen ein 
und eröffnen einzigartige Blicke auf den Fluss und die alte Brücke. Grafik: Stadt Meschede
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Fortsetzung von Seite 1

Das Land NRW bedankt sich da-
für mit beträchtlichen Fördermitteln. 
Worauf kommt‘s an? Geringere Fließ-
geschwindigkeiten, zusätzliche Fluss-
windungen und Ruhezonen fördern 
die Ansiedlung weiterer Pflanzen, 
schaffen für Fische neue Chancen zur 
„Durchwanderbarkeit“ und damit ins-

gesamt mehr Raum für Natur. Erreicht 
wird dies durch Aufweitungen, teilwei-
se auch durch Verengungen mit Hilfe 
von Steinen, so dass Stromschnellen-
Zonen entstehen. Selbst in dem recht 
schmalen Kanal am Winziger Platz ist 
dafür noch Raum. Das wird man in Au-
genschein nehmen können. Auf dem 
sogenannten „Hennesteig“, einem 
Fußweg direkt über dem Wasser, kann 

man dies zukünftig hautnah erleben.
Wie geht‘s weiter? Im Herbst wer-

den die Arbeiten an der neuen Brücke 
über die Ruhr beginnen. Sie ist als Um-
gehung der Innenstadt eine wichtige 
Voraussetzung für die Umsetzung des 
gesamten Projekts. Wir werden weiter 
berichten. 

Wollen wir nun die Regionale oder 
wollen wir sie nicht? Hängt die Regi-
onale in Meschede an der zweispuri-
gen Ruhrbrücke (Highway 2013) oder 
geht‘s auch mit einer einspurigen? 
Hier scheiden sich lautstark und plaka-
tiv die Geister.

g Von Kornelius Kuhlmann

Anwohner von Hanseshof und 
Mühlenweg sagen „Einspurig!“ Die 
Planung sagt „Nur zweispurig macht 
Sinn.“ Wer hat denn nun recht? An-
wohner sagen: „Wir wollen nicht die 
Lasten der Innenstadtberuhigung 
tragen“, gemeint sind zusätzliche Ver-
kehrslasten. Sie sagen: „Unsere Immo-
bilien werden entwertet!“ Ist das so?

Im April legte die Stadt im Rahmen 
einer Bürgerversammlung die Fakten 
auf den Tisch: Zahlen zur Verkehrsent-
wicklung, zur Lärmbelastung, zu Kos-
ten und Finanzierung. Schon in dieser 
Versammlung machten die Flugzettel 
der MBZ die Runde: Unter dem Titel 
„Highway 2013 oder Bürgerbrücke?“ 
stellt MBZler Jochen Senge die Vorzüge 
der einspurigen „Bürgerbrücke“ gegen 

den schlimmen zwei-
spurigen „Highway 
2013“. Einen erkenn-
baren Nutzen seiner 
Version konnte er aber 
nicht anführen. Einzi-
ge Begründung: sie sei 
kostengünstiger.

Dem stellte die Ver-
waltung jedoch eine 
deutlich höhere Lärm-
belastung der Anwoh-
ner der Kolpingstraße 
heraus. So ging denn 
jeder mit seiner mitge-
brachten Meinung wieder nach Hause. 
Und schon ist sie wieder da, die Frage: 
Wollen wir nun die Regionale oder 
wollen wir sie nicht?

Die SPD-Fraktion hat dazu eindeu-
tig Stellung bezogen: Wir wollen die 
Regionale! Und wir wollen sie richtig, 
also mit zweispuriger Ruhrbrücke. Wa-
rum?

Die alte Ruhrbrücke, die Fritz-Hon-
sel-Straße und der Winziger Platz sollen 
als Kernelemente von Ruhrpromenade 
und Henneboulevard verkehrsberu-
higt werden. Lediglich Bus- und Park-

Regionale-Streitpunkt Ruhrbrücke

Verkehr ist an diesen Stellen vorgese-
hen. Würde die neue Brücke einspurig 
gestaltet, müsste der Rückverkehr aber 
durch eben diesen verkehrsberuhigten 
Bereich. Das Regionale-Konzept wäre 
so nicht realisierbar. Die zweispurige 
Brücke schließt dagegen endlich den 
Stadtring im Osten. Damit werden 
nördliche und südliche Stadtteile ver-
bunden unter Umgehung der Innen-
stadt.

So verstehen wir nachhaltige Stadt-
entwicklung. Und so haben wir dem 
Bebauungsplan im Rat unsere Zustim-
mung gegeben.

In Höhe der gesperrten Johannisbrücke soll der Neubau entstehen

Die Öffnung der Henne ist das Schlag-
wort für die Regionale 2013 in Mesche-
de. Sie ist aber auch der umstrittenste 
Teil des Projektes „wissenwasserwan-
del@meschede.de“.

g Von Kornelius Kuhlmann

Manch einer träumt von urbanem 
Flair am Wasser, andere fürchten um 
die zentral gelegenen Parkplätze. 
Schauermärchen machen die Runde 
von einer stinkenden Kloake mit Rat-

ten unter den Deckeln. So haben die 
älteren Bürger noch die alte, offene 
Henne erlebt.

 Was ist nun dran an den Gerüch-
ten, Befürchtungen und Hoffnungen? 
Nichts, sagt die Stadt, also nichts 
Schlechtes. Zweckoptimismus? Laut 
Planung ist eines sicher: Die Parkplät-
ze fallen nicht weg. Parallel zur Henne 
werden sie längs der Straße angeord-
net. Die geringere Anzahl wird ausge-
glichen durch neue Stellplätze entlang 
der Fritz-Honsel-Straße. Und unter den 

Henneöffnung: Ratten unterm Deckel?
Deckeln? Hier kann Entwarnung gege-
ben werden. Stinkende Einleitungen 
wie noch vor Jahrzehnten gibt es nicht 
mehr, die Wände sind ausgemauert. 
Also kein Gestank, kein Umfeld für Rat-
ten. 

 Ungläubige mögen sich im Rah-
men der City-Offensive „Ab in die Mit-
te - Blue Connection“ selbst überzeu-
gen: Am 30. und 31. Juli 2011 bietet das 
Mescheder Stadtmarketing unter dem 
Veranstaltungstitel „Hennewandel“ 
Führungen unter die Deckel an.
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Vertreter der Ratsfraktion und des 
Mescheder Ortsvereins der SPD haben 
sich mit Gegnern der neuen Ruhrbrü-
cke am Ostring getroffen. Bei einer 
gemeinsamen Ortsbesichtigung er-
läuterten Anwohner ihren Protest 
gegen den geplanten Brückenschlag 
zwischen Kolping- und Fritz-Honsel-
Straße.

g Von Daniel Köhne

Die betroffenen Anwohner zeigten 
sich besorgt über die zu erwartende 
Verkehrslärmbelästigung im Bereich 
der Kolpingstraße und dem Mühlen-
weg. 

„Die Lärmbelästigung durch den 
Schwerlastverkehr der Firma Honsel ist 
bereits jetzt erheblich. Es steht außer 
Frage, dass der bereits im Bau befind-
liche direkte Anschluss der Firma Hon-

sel an die Briloner Straße (B7) so rasch 
wie möglich erfolgen sollte“, erklärte 
Daniel Köhne, Vorsitzender des Me-
scheder Ortsvereins. Unabhängig von 
den Planungen einer neuen Verkehr-
führung durch die östliche Innenstadt, 
wäre dies ein wichtiger Schritt um den 
Bereich verkehrs- und lärmtechnisch 
spürbar zu entlasten, waren sich die 
Sozialdemokraten einig. 

Köhne gab allerdings zu bedenken, 
dass man nur den öffentlichen Druck 
auf die Firma Honsel erhöhen könne, 
aber keine Möglichkeit habe, die ra-
sche Umsetzung einzufordern. Er be-
tonte weiterhin, dass nach dem jetzt 
vorliegenden Gutachten der Verkehr in 
allen innerstädtischen Bereichen ab-
nehmen werde. 

Gravierende Auswirkungen hat das 
geplante Bauvorhaben am Ostring u.a. 
auch für den Portugiesischen Verein in 
Meschede. Die derzeitige Unterkunft 
an der Ecke Fritz-Honsel-Straße/Müh-

lenweg müsste dem neuen Kreisver-
kehr weichen. SPD-Fraktionsmitglied 
Werner Lux betonte, dass man sich 
darum bemühen wolle eine adäqua-
te Alternative für den aktiven Verein 
mit rund 150 Mitgliedern zu finden. 
Allerdings räumte er ein, dass sich ein 
vergleichbares Objekt in direkter In-
nenstadtlage vermutlich kaum finden 
lasse. 

Verwundert zeigten sich Gegner 
des Ostrings über die Finanzierung des 
Bauvorhabens. Man könne sich nicht 
erklären, woher die hochverschuldete 
Kreisstadt das Geld für den Neubau 
der Brücke und die damit einherge-

henden Straßenerweiterungen neh-
me. Die Anwohner befürchten infolge 
des gewaltigen Bauprojektes weitere 
Kürzungen der Leistungen im Sozial-
bereich und zusätzliche Steuer- und 
Gebührenerhöhungen. 

SPD-Fraktionschef Reinhard 
Schmidt betonte, dass seine Fraktion 
weiteren Kürzungen der freiwilligen 
Leistungen im Sozialbereich auf kei-
nen Fall zustimmen werde. Die hohen 
Kosten des Projekts müsse man aber 

im Zusammenhang mit den Förder-
geldern der Regionale 2013 sehen. „Für 
Meschede wird sich in absehbarer Zeit 
keine zweite Gelegenheit bieten, ein 
Infrastrukturprojekt in dieser Größen-
ordnung umzusetzen. Dementspre-
chend ist die enorme finanzielle För-
derung durch das Land eine einmalige 
Chance, Meschede zukunftsfähig zu 
machen“, so Schmidt. 

Die Mescheder Sozialdemokraten 
zeigten Verständnis für die Sorgen der 
Anwohner in der Kolpingstraße und 
dem Mühlenweg. Allerdings sei es 
nicht möglich, den geplanten Brücken-
bau losgelöst vom gesamten Mesche-
der Regionale-Projekt zu betrachten. 
„Wir waren vom Gesamtprojekt über-
zeugt und dazu stehen wir auch wei-
terhin“, so Reinhard Schmidt. 

Weitere Informationen zum 
Regionale-Projekt der Stadt Meschede 
finden Sie im Internet auf 
www.wissenwasserwandel.de

Sozialdemokraten treffen sich 
mit Gegnern des neuen Ostrings

Direkte Anbindung der 
Firma Honsel an die B7 

Vereinshaus muss neuem
Kreisverkehr weichen

Leistungskürzungen und
Steuererhöhungen befürchtet

Regionale-Projekt nur im
Gesamtpaket realisierbar

Das Gebäude an der Ecke Fritz-Honsel-Straße/Mühlenweg wird dem geplanten Kreisverkehr am 
Ostring weichen müssen. Bislang wurden die Räume u.a. von dem Portugiesischen Verein genutzt.

http://www.wissenwasserwandel.de
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nicht darum, den Menschen aus ideo-
logischen Gründen eine bestimmte 
Schulform vorzuschreiben. Wer dabei 
– wie die Bundeskanzlerin bei ihrem 
Besuch in Meschede – gegen eine „Ein-
heitsschule“ wettere, wolle lediglich 
einen Kampfbegriff schaffen, aber sich 
nicht ernsthaft mit Thema Schule und 
Bildung auseinandersetzen. Eine Auf-
fassung, die Dr. Ernst Rösner vom Ins-
titut für Schulentwicklungsforschung 
an der TU Dortmund nur begrüßen 
konnte: Beim Thema Bildung sollten 
Politiker – auch vor Ort – genau zuhö-
ren, welchen Bedarf es bei Eltern und 
Schülern gibt und deren Willen dann 
gemeinsam umsetzen.

Dass es einen Bedarf für Gesamt- 
und Gemeinschaftsschulen gibt, zeig-
te Marlies Stotz auf: Über 11.000 Kin-
der hätten allein in diesem Jahr keinen 
Platz in einer Gesamtschule erhalten. 
Immer mehr Eltern würden erkennen, 
welche Chancen das längere gemein-
same Lernen ihren Kindern biete. Die 
Landtagsabgeordnete aus Lippstadt 
betonte, dass die Erfolgsquote beein-
druckend sei: „2/3 aller Abiturienten 
an den Gesamtschulen haben keine 
Empfehlung für das Gymnasium er-
halten. Und diese Schüler haben durch 
das eingeführte Zentralabitur die glei-
chen Prüfungen bestanden, wie ihre 
Mitschüler an den klassischen Gym-
nasien.“ Dies zeige auch, dass über 
den Bildungsweg zu früh entschieden 
werde: „Wir gucken nur, was das Kind 
nicht kann“, so Stotz. Dabei seien bis 
zu 40 Prozent der Prognosen falsch. 
Der Druck in den Grundschulen sei 
enorm und habe sich gerade durch die 
fünf Jahre schwarz-gelber Politik noch 
spürbar verschärft.

Dass es beim Thema Gemein-

schaftsschule noch erheblichen Infor-
mationsbedarf gibt, zeigten auch Ein-
wände aus dem Publikum, die in der 
Schulform einen Zwang zum Abitur 
vermuteten. Dieser Einschätzung wi-
dersprachen die Experten vehement. 
Es gehe vielmehr darum, ein wohn-
ortnahes Bildungsangebot zu schaf-
fen, welches sich den Kindern anpasst 
und nicht – wie bislang – umgekehrt. 
In diesem Zusammenhang stellte Dr. 
Ernst Rösner auch klar, dass die Quote 
der „Sitzenbleiber“ in Gesamtschulen 
deutlich niedriger sei, als beim klassi-
schen dreigliedrigen System.

Dr. Rösner mahnte auch, wie wich-
tig ein attraktives Schulangebot für 
junge Familien bei der Auswahl ihres 
Wohnorts sei: „Ist das nicht vorhan-
den, fällt die Wahl auf den Nachbar-
ort. Das Bildungsangebot ist längst 
zu einem harten Standortfaktor ge-
worden.“ Und dazu gehöre heutzuta-
ge auch eine gymnasiale Oberstufe. 
Es reiche nicht mehr aus, wenn ein 
Bürgermeister lediglich auf eine gute 
Busanbindung zum Gymnasium im 
Nachbarort verweisen könne. Der 
Schulexperte stellte auch klar, dass da-
bei für ihn Gemeinschaftsschulen die 
erste Wahl seien: „Die Verbundschule 
bringt uns da in keiner Weise weiter. 
Hier sind interkommunale Lösungen 
gefragt.“ Allerdings sei auch hier klar, 
dass man niemanden etwas aufzwin-
gen solle, sondern Gemeinden, Eltern 
und Schüler von sich aus aktiv werden 
müssten.

Auch die Sorge eines Schmallen-
berger Schulleiters, der gigantische 
Schulen mit mehr als 1500 Schülern 
befürchtete, konnten die Experten wi-
derlegen. Die Konzepte sehen deutlich 
kleinere und nicht größere Schulen vor. 

Neue Wege in der Bildungspolitik: 
Schulministerin zu Gast in Meschede

Gemeinsames Lernen schafft Erfolge

Das Thema „Schule der Zukunft im 
ländlichen Raum“ stieß am Freitag-
abend im Mescheder Kreishaus auf 
reges Interesse. Rund 140 Besucher ka-
men zu einer Veranstaltung mit Schul-
ministerin Sylvia Löhrmann, zu der 
Mescheder SPD und Grüne gemeinsam 
eingeladen hatten. Die SPD-Landtags-
abgeordnete Marlies Stotz, der Schul-
experte Dr. Ernst Rösner und Gisela 
Bartsch von der Mescheder Stadtver-
waltung komplettierten die Experten-
runde am Podium.

g Von Daniel Köhne

Im Mittelpunkt der Veranstal-
tung stand das längere gemeinsame 
Lernen. Einem Thema, bei dem der 
Hochsauerlandkreis noch erheblichen 
Nachholbedarf hat. Denn landesweit 
verfügen neben dem HSK lediglich die 
Kreise Olpe und Höxter über keine ein-
zige Gesamtschule.

Bereits zu Beginn machte die 
Schulministerin den Weg rot-grüner 
Bildungspolitik klar: Man schaffe Rah-
menbedingungen und unterstütze, 
aber es werde nicht von oben nach 
unten diktiert. Kommunen und Schu-
len entscheiden gemeinsam, welche 
konkreten Bedürfnisse sie vor Ort ha-
ben und welche Bildungsangebote sie 
umsetzen möchten. Sylvia Löhrmann 
betonte, dass man nur so die Chance 
habe, ideologische Konflikte beizule-
gen und überzeugende Konzepte für 
ein breites, wohnortnahes Bildungs-
angebot zu entwickeln.

In diesem Zusammenhang kriti-
sierten die Ministerin und die SPD-
Landtagsabgeordnete Marlies Stotz 
ausdrücklich die Politik der schwarz-
gelben Vorgängerregierung: Es gehe 

Die Expertenrunde diskutierte mit dem Publikum über die Zukunft der Schulen im ländlichen Raum: Gisela Bartsch (Stadt Meschede), Schulministerin 
Sylvia Löhrmann, Moderator Dr. Karsten Rudolph (HSK-SPD), Dr. Ernst Rösner (IFS Dortmund) und SPD-Landtagsabgeordnete Marlies Stotz (v.l.)

Elternwille statt Ideologie

Bildungsangebot als Standortfaktor
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Rösner widersprach auch der Behaup-
tung, dass es in Gemeinden, die alle 
drei weiterführenden Schulen anbie-
ten können, keine Probleme gebe. „Die 
Hauptschule ist ein Auslaufmodell. 
Dadurch geraten auch die Realschulen 
zunehmend in Schwierigkeiten, die 
weiter Schüler ans Gymnasium verlie-
ren, aber immer weniger Nachrücker 
aus den Hauptschulen verzeichnen“, so 
der Schulexperte aus Dortmund. Das 
zeichne sich auch in Meschede ab: So 
hätten die Hauptschulen in Meschede 
21 Prozent, die Realschulen 20 Prozent, 
die Gymnasien aber lediglich 5 Prozent 
ihrer Schüler verloren.

Gisela Bartsch zeigte sich als zu-
ständige Fachbereichsleiterin der Stadt 
Meschede dennoch überzeugt davon, 
dass die Kreisstadt auf die Folgen des 
demografischen Wandels gut vorberei-
tet sei. Das Thema Bildung habe im Rat 
oberste Priorität – dies zeige auch das 
Beispiel der sich im Bau befindlichen 
neuen Grundschule. Bartsch erläuter-
te, dass derzeit rund 4.500 Kinder die 
Schulen im Stadtgebiet besuchen und 
sich die prognostizierten Schülerzah-
len mit den tatsächlichen Anmeldun-
gen weitestgehend decken würden.

Sowohl die Schulministerin Sylvia 
Löhrmann als auch die Landtagsabge-
ordnete Marlies Stotz machten zum 
Ende der Veranstaltung noch einmal 
deutlich, wie wichtig es sei, jedem Kind 
die bestmögliche Ausbildung zu er-
möglichen. „Hoffnungslose Fälle“ kön-
ne man sich dabei nicht leisten. Gera-
de für den ländlichen Raum sei da das 
Konzept der Gemeinschaftsschulen 
überzeugend. Aber man wolle nieman-
den etwas aufzwingen, letztlich zähle 
für die rot-grüne Landesregierung der 
Elternwille. Einen Weg, den auch Dr. 
Ernst Rösner unterstützt, der sich da-
für aussprach, dass zu diesem Zweck 
vor Ort über die Gemeinden faire und 
anonyme Elternbefragungen durchge-
führt werden sollten.

Trotz des heiklen und ideologisch 
belasteten Themas Bildung, gelang es 
dem Moderator und Vorsitzenden der 
HSK-SPD, Dr. Karsten Rudolph, schnell 
einen Zugang zum bunt gemischten 
Publikum zu finden und sorgte für ei-
nen kurzweiligen Abend.

Schulstandort Meschede

Beste Bildungschancen für alle

g Von Jürgen Lipke

Viele Jahrzehnte konnte die SPD-
Fraktion im Bezirksausschuss Frei-
enohl auf ein eigenes Fraktionsbüro im 
Amtshaus Freienohl zurückgreifen. Die 
Geschichte dieses Büros geht noch auf 
die alte Gemeinde Freienohl zurück, 
auf eine Zeit, in der es im Freienohler 
Rat lediglich zwei Parteien gab. Natür-
lich unterhält auch die CDU noch ein 
Büro, ebenso die JU und der Bezirks-
ausschuss-Vorsitzende.

Für die älteren Genossen in Frei-
enohl hängen sicherlich jede Menge 
Erinnerungen an diesem recht kargen 
Raum: Beispielweise an die Kälte bei 
den Sitzungen zur Vorbereitung des 
Bezirksausschusses, weil am Abend 
immer schon die Heizung herunter ge-
fahren war. Hitzige Debatten zur kom-
munalen Neugliederung, zum Turn-
hallenneubau, über die Ortsdurchfahrt 
oder das neue Gerätehaus führten hier 

zu abendfüllenden Sitzungen.
Nun denn – die Stadt muss spa-

ren und der Rat hat beschlossen, die 
Nebenkosten von den drei oben Ge-
nannten einzufordern. Die Freienohler 
Genossen können sich die Kosten für 
diesen Raum nicht leisten und sind 
deshalb jetzt ausgezogen. Sicherlich 
aber sind andere politische Gruppie-
rungen über diese Entscheidung auch 
sehr zufrieden, denen diese Räume in 
Freienohl immer schon ein Dorn im 
Auge waren. Ob CDU und JU ihre Büros 
weiterfinanzieren, bleibt abzuwarten.

SPD gibt Freienohler Fraktionsbüro auf

Inklusion ist ein Begriff, den man in 
den vergangenen Monaten recht oft 
gehört hat. Aber was verbirgt sich ei-
gentlich dahinter?

g Von Rosi Lipke

Die Inklusion verfolgt als ehrgeizi-
ges Ziel, ein gemeinsames Lernen von 
behinderten und nicht behinderten 
Schülern zu ermöglichen und zu för-
dern. Eltern sollen in Zukunft die Mög-
lichkeit – keine Verpflichtung! – haben, 
ihre Kinder auf die Schule schicken zu 
können, die diese besuchen würden, 
wenn sie keine Behinderung hätten.

Auch die Schulen im Hochsauer-
landkreis sind laut UN-Behinderten-
rechtskonvention dazu verpflichtet, 
behinderten Kindern den Zugang zur 
Regelschule zu ermöglichen und da-
durch eine gleichberechtigte Teilhabe 

Behinderter an der Gesellschaft sicher 
zu stellen.

Eine schwere Aufgabe, deren Reali-
sierung ein großes Stück Arbeit bedeu-
tet. Es ist abzusehen, dass sich dieses 
aufwendige Projekt nicht von heute 
auf morgen umsetzen lässt. So sind 
beispielweise die Fragen der Finanzie-
rung zu klären und ob die Pädagogen 
der Regelschulen den erhöhten Anfor-
derungen überhaupt gewachsen sind, 
da sie in Zukunft auch schwerstbehin-
derte Kinder betreuen müssen. 

Die Landesregierung erarbeitet mo-
mentan einen Plan, der die Bedingun-
gen für die Umsetzung der Inklusion 
vorschreiben soll. Es bleibt abzuwar-
ten, wie der Kreis und die Kommunen 
sich in den nächsten Monaten und 
Jahren dieser anspruchsvollen Aufga-
be stellen werden.

Inklusion – Fluch oder Segen?

Aktuelle Meldungen zum lokalpolitischen Geschehen in und um Meschede

www.SPD-Meschede.de

http://www.spd-meschede.de
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In vielen Städten unseres Landes wer-
den zurzeit Stolpersteine, nach dem 
Entwurf des Künstlers Gunter Demnig, 
gesetzt. Die Intention des Künstlers ist 
es, den Naziopfern, die  oft nur als na-
menlose Nummern wieder zu finden 
sind, einen Namen und ein Gedenken 
an ihre letzten Heimat zu geben.

g Von Jürgen Lipke

Als „Stolpersteine“ werden dabei 
etwa 10 x 10 cm große Betonsteine mit  
Messingoberfläche bezeichnet. Diese 
werden vor den Häusern im Stadtbild 
eingelassen, in denen während der 
Nazizeit jüdische Mitbürger ihre letzte 
frei gewählte Wohnstätte hatten und 

die im Holocaust getötet worden sind. 
Auf diesen Messingplatten kann man 
dann jeweils Namen und Geburtsda-
tum, sowie Ort und Zeitpunkt der Er-
mordung durch die Nazis lesen.

Etwa 22.000 dieser „Stolpersteine“ 
in wurden bereits europaweit in über 
500 Städten verlegt. Dennoch gibt es 
auch Kritik an der Aktion des Künstlers 
Demnig: Für viele Befürworter steht 
die Erinnerung an die fast vergessenen 
jüdischen Mitbürger und die damit 
verbundene Mahnung für die Zukunft 
im Vordergrund. Gegner der „Stolper-
steine“ kritisieren dagegen, dass so auf 
den Namen von Nazi-Opfern „herum-
getreten“ würde.

In Meschede befasst sich nach ei-

Stolpersteine gegen das Vergessen

„Bürger fahren für Bürger“ – unter 
diesem Motto engagieren sich be-
reits viele Helferinnen und Helfer in 
Meschede an der Realisierung eines 
Bürgerbusses. Im vergangenen Jahr 
hat sich auf Initiative von SPD und 
MBZ der „Bürgerbus Meschede e.V.“ 
gegründet. Nun ist es soweit – am 12. 
September 2011 wird der Bürgerbus 
seinen Fahrbetrieb aufnehmen.

g Von Daniel Köhne

Zwei Linien wird es vorerst in der 
Kernstadt geben, die durch die Wohn-
gebiete Klausenberg und Hünenburg 
führen. Diese Bereiche waren bislang 
nur schlecht oder gar nicht an den öf-
fentlichen Nahverkehr angeschlossen. 
Das wird sich nun ändern. Vorgesehen 
sind fast tägliche Verbindungen in die 
Mescheder Innenstadt und damit ver-
bunden auch der direkte Anschluss an 
den konventionellen Bus- und Bahn-
verkehr. 

Bereits seit 1995 fahren Bürger-
busse durch Nordrhein-Westfalen, 
mittlerweile in fast 100 Städten und 
Gemeinden des Landes. Auch im Hoch-
sauerlandkreis gibt es bereits in vielen 
Kommunen ein derartiges Angebot. 
Beispielsweise in Bestwig, Brilon oder 
Sundern. Bürgerbusse verbessern die 
Mobilität dort, wo öffentlicher Nah-
verkehr sonst nicht möglich wäre und 

Freie Fahrt für den Bürgerbus
helfen dadurch, 
Menschen – ge-
rade in ländli-
chen Regionen 
– einander näher 
zu bringen. 

Der Bürger-
bus ist zunächst 
ein ganz norma-
ler Linienverkehr 
mit Fahrplan 
und Haltestel-
len, auch die Fahrpreise entsprechen 
den Tarifen des öffentlichen Nahver-
kehrs. Aber Bürgerbusse sind flexibel 
einsetzbar – gerade dort, wo sich kon-
ventioneller Linienverkehr aus wirt-
schaftlichen Gründen nicht lohnt oder 
technisch nicht möglich ist. Und sie 
sind kostengünstig, dank des ehren-
amtlichen Engagements der Fahrerin-
nen und Fahrer und der finanziellen 
Unterstützung von Sponsoren. Des-
halb, und weil Bürgerbusfahrer keinen 
Busführerschein besitzen, wird auch 
nur ein Minibus mit acht Fahrgastplät-
zen eingesetzt. 

Gerade für ältere Menschen be-
deutet der  Bürgerbus eine erhebliche 
Steigerung ihrer Mobilität. Einkäufe, 
Arztbesuche oder Treffen mit Freun-
den und Bekannten sind so auch ohne 
eigenes Auto, auf das viele verzichten 
müssen oder möchten, möglich.

Einen Bürgerbus fahren kann üb-

rigens jeder, der mindestens 21 Jahre 
alt ist, einen Führerschein der Klasse 3 
oder den entsprechenden EU-Führer-
schein der Klasse B hat und über min-
destens zwei Jahre Fahrpraxis verfügt. 
Notwendig ist lediglich ein Gesund-
heitscheck und eine spezielle Schu-
lung. Beides organisiert und finan-
ziert der Bürgerbusverein. Die Fahrer 
arbeiten nach einem Dienstplan, der 
auf ihre verfügbare Zeit abgestimmt 
ist und werden Mitglied eines aktiven 
Vereins. Auch der persönliche Kontakt 
zu den Fahrgästen spielt eine wichti-
ge Rolle. Wer also Lust am Fahren hat, 
kontaktfreudig und bereit ist, einige 
Stunden im Monat für eine ehrenamt-
liche und sinnvolle Tätigkeit zu inves-
tieren, sollte jetzt einsteigen!

Weitere Informationen bei Wolf-
gang Droste (Telefon 0291 - 82137) und 
Daniel Köhne (Mobil 0151 - 29129181).

nem Antrag der Fraktion „Die Grünen“ 
im Rat der Stadt Meschede derzeit ein 
Arbeitskreis mit diesem Thema und 
hat auch bereits einige mögliche „Stol-
perpunkte“ besichtigt. 

Nach jetzigen Erkenntnissen dürf-
ten mindestens 5 Grundstücke in Frage 
kommen, vor denen ein Stolperstein in 
das Gehsteigpflaster eingelassen wer-
den könnte.

Auch in Meschede gab es bereits 
nach ersten Berichterstattungen in der 
lokalen Presse höchst unterschiedli-
che Meinungen. Wie soll beispielweise 
denen angemessen gedacht werden, 
deren letzte Wohnstätte einfach nicht 
mehr existiert?
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Der Olsberger CDU-Landtagsabge-
ordnete Hubert Kleff hat die Abschaf-
fung der Studiengebühren durch die 
rot-grüne Landesregierung kritisiert. 
In einer Presseinformation behauptet 
er: Gebührenfreie Hochschulen nützen 
nur den Besserverdienenden. Eine ver-
quere Sichtweise, finden die Mesche-
der Sozialdemokraten.

g Von Daniel Köhne

Kleff argumentiert so: Die Dar-
lehensgesamtsumme ist bei einem 
5-jährigen Studium auf 10.000 Euro 
beschränkt – mit oder ohne Studi-
engebühren. Deshalb sparen nur die 
Besserverdienenden, deren Kinder im 
Rahmen des Bundesausbildungsförde-
rungsgesetzes nicht gefördert werden. 

Theoretisch hat der CDU-Abgeordnete 
damit zwar Recht. Tatsächlich aber be-
weist Kleff mit dieser Aussage, dass er 
die praktische Situation vieler finan-
ziell schlechter gestellter Studenten 
überhaupt nicht kennt.

Fakt ist, ausschließlich durch ein 
BAföG-Darlehen lässt sich ein Studium 
in der Regel nicht mehr finanzieren. 
Deshalb müssen immer mehr Studen-
ten parallel zu ihrem Studium arbeiten 
gehen – wodurch die förderungsfähige 
Zeit eines Studiums nicht selten über-
schritten wird. Die Folge: Es gibt keine 
Kredite mehr, die Studiengebühren 
müssen aber trotzdem weitergezahlt 
werden. Diesen Studierenden hilft die 
von der rot-grünen Regierung vor der 
Wahl versprochene und nun beschlos-
sene Abschaffung der Studiengebüh-

2 x 3 macht 4 – Die CDU rechnet sich 
die Studiengebühren schön

ren sehr wohl. 
Abgesehen davon, darf der psycho-

logische Effekt nicht unterschätzt wer-
den. Die eingeführten Studiengebüh-
ren haben nicht wenige Schulabgänger 
von einem Studium abgehalten. Die 
CDU hat dies stets abgestritten und 
auf die steigende Zahl der Studienan-
fänger in NRW verwiesen. Dass das 
aber in erster Linie mit geburtenstar-
ken Jahrgängen zu tun hatte, wurde 
wohlweislich verschwiegen.

Interessant ist auch, dass Herr Kleff 
Steuern als unsozial bewertet. Die-
se Logik setzt zumindest voraus, dass 
der CDU-Abgeordnete davon ausgeht, 
dass Geringverdiener generell mehr 
Steuern bezahlen als Besserverdie-
nende. Das mag in der Realität zwar so 
sein. Dass Herr Kleff davon aber ganz 
selbstverständlich ausgeht, lässt doch 
sehr tief blicken, welches Bild der CDU-
Mann von unserem Solidarsystem hat.

Für zukünftige Veröffentlichungen 
haben die Mescheder Sozialdemokra-
ten auch noch einen Tipp an den CDU-
Abgeordneten Kleff: Es heißt BAföG 
und nicht – wie in der Presseinforma-
tion geschrieben – BaFög. Wer sich mit 
dem Thema ernsthaft befasst hat, soll-
te das eigentlich wissen.

g Von Kornelius Kuhlmann

Mit Steuersenkungen und Lauf-
zeitverlängerung der AKW präsen-
tierte sich die CDU im Bundestags-
wahlkampf im Herbst 2009. Schon 
innerhalb des ersten Vierteljahres 
musste Angela Merkel erkennen, dass 
sich Steuersenkungen im Angesicht 
von Bankenkrise und Medienschelte 
nicht weiter durchsetzen ließen. Die 
Hotelsteuer war auch zu offensichtlich 
ein Unternehmergeschenk. Nach Fu-
kushima kippte auch das zweite Wahl-
kampfthema: Laufzeitverlängerung 
ade, sofortige Abschaltung war ange-
sagt. De facto hätte also der rot-grüne 
Atom-Ausstieg bestehen bleiben kön-
nen. 

 Wer aber Ende Mai diesen Jahres 
die Zeitung aufschlug, rieb sich un-
gläubig die Augen: „CDU bereitet Ab-
schied von der Hauptschule vor.“ Dem-
nach sollen Haupt- und Realschulen 
zusammengelegt werden. Also doch: 
Die Abkehr von dem lang propagierten 
dreigliedrigen Schulsystem. Die SPD, 
zum Beispiel in NRW, hatte sich schon 
längst von der Einteilung der Schüler in 

dumm, fleißig und gelehrt abgewen-
det und war für längeres gemeinsames 
Lernen und die Gemeinschaftsschule 
eingetreten. Haupt- und Realschule 
zusammengelegt soll Oberschule hei-
ßen, sagt die CDU. Darf wohl nicht Ge-
meinschaftsschule heißen, sonst wär‘s 
ja von der SPD.

 Drei Beispiele, in denen die CDU 
im Themen-Kielwasser der SPD rudert 
sprechen für den Zustand der CDU. Im 
Bund und in NRW. Noch ein Beispiel?

 „CDU-Arbeitnehmer für Lohn-
untergrenze.“ Karl-Josef Laumann 
sieht Zuspruch für die Initiative sei-
ner Christlichen Arbeitnehmer (CDA): 
„Wir wollen keinen gesetzlichen Min-
destlohn, sondern eine Lohnunter-
grenze.“ Sie solle allgemein in ganz 
Deutschland gelten, besonders auch 
da, wo es keinen Tarifvertrag gibt. Herr 
Laumann, was ist bitteschön der Un-
terschied zwischen Mindestlohn und 
Lohnuntergrenze, und wie soll er oder 
sie durchgesetzt werden ohne Tarifver-
trag und ohne Gesetz?

Für mich ist auch das nur Kielwas-
ser-Rhetorik.

Kielwasser-Rhetorik
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g Von Reinhard Schmidt

Nach dem – gegen die Stimmen der 
CDU – verabschiedeten Landeshaus-
haltes im Mai 2011 hat nun die rot-grü-
ne Landesregierung die Zuschüsse aus 
dem Städtebauförderungsprogramm 
bekannt gegeben. Die Stadt Meschede 
erhält in diesem Jahr insgesamt 2,659 
Millionen Euro aus diesem Programm.

Für die Maßnahme „Denkmal-
schutz Historischer Ortskern Evers-
berg“, also für das Projekt „Märkte in 
Südwestfalen – Miteinander handeln“ 
und den denkmalgerechten Erhalt und 
Innenausbau von Markes Haus für bür-
gerschaftliche und kulturelle Zwecke 
fließen in diesem Jahr 735.000 Euro.

Im Rahmen der Regionale 2013 un-
ter der Projektbeschreibung „Schaf-
fung einer innenstadtstärkenden Ent-
wicklungsachse entlang der Henne, 
Steigerung des urbanen Lebensgefühls 
durch verstärkte Einbeziehung des Ele-
ments Wasser“ und für das Projekt „Ab 
in die Mitte – blue connection“ erhält 
die Kreisstadt nun 1,924 Millionen Euro.

Damit hat die Landesregierung 
Wort gehalten. Insgesamt werden im 
Vergleich zu 2010 rund 2 Millionen 
Euro mehr zur Verfügung gestellt. Die 
Kommunen bekommen gut angeleg-
tes Geld für die städtische Entwick-
lung. Und auch die Dörfer werden 
nicht vergessen. Gerade für Eversberg 
ist dies ein Meilenstein für die Zukunft.

Gute Nachrichten für 
Meschede und Eversberg

Wer die Nachrichten zur Flüchtlings-
problematik aus dem nordafrikani-
schen Raum und hier insbesondere die 
Probleme auf Lampedusa und in Itali-
en verfolgt hat und ebenso die Andro-
hung der dänischen Regierung, wieder 
Grenzkontrollen einzuführen, ist da-
bei immer wieder über einen Begriff 
gestolpert: „Schengen“. Er wird sich 
dabei gefragt haben: „Regelt denn 
nicht die EU generell alle Angelegen-
heiten in Europa?“

g Von Jürgen Lipke

Zunächst bleibt erst einmal festzu-
stellen, es handelt sich bei Schengen 
um einen malerischen Ort am Mosel-
ufer in Luxemburg. Hier wurden im 
Jahr 1985 auf einem Moselschiff die 
ersten Verträge unterzeichnet, die spä-
ter  zu einem „grenzenlosen Europa“ 
führen sollten. Damalige Vertragspart-
ner waren Deutschland, Frankreich, 
Belgien, Luxemburg und die Nieder-
lande. Der Ort war mit Bedacht ge-
wählt und liegt im Dreiländereck von 
Frankreich, Deutschland und den Be-
nelux-Staaten.

Mit der EU-Osterweiterung wuchs 
der „Schengen – Binnenraum“, wie 
man den grenzkotrollfreien Raum ge-

meinhin nennt, auf  mittlerweile 28 
Vertragsstaaten an.

Geregelt werden die Vertragsbe-
dingungen, also wie die Grenzkont-
rollen an den Schengenaußengrenzen 
auszusehen haben und welche Kont-
rollstandards erfüllt werden müssen. 
Das Schengener Durchführungsüber-
einkommen bestimmt, welche Daten 
in das gemeinsame Fahndungssystem 
SIS (Schengener Informations System) 
eingestellt werden. Gemeinsame ge-
setzliche Regelungen in der europäi-
schen Verwendung werden als Kodex 
bezeichnet, wie zum Beispiel der EU-
Grenzkodex oder der EU-Visakodex.

Dem Betrachter wird auffallen, dass 
man Schengen und die EU nicht tren-
nen kann. Aber durch den Umstand, 
dass nicht alle EU-Staaten auch Schen-
genstaaten sind, und nicht alle Schen-
genstaaten auch EU-Staaten sind, er-
gibt sich ein ungleicher Deckungsgrad.

Großbritannien und Irland haben 
sich seinerzeit gegen die Schengener 
Verträge entschieden. Für die relativ 
jungen EU-Staaten wie beispielswei-
se Zypern, Rumänien und Bulgari-
en wurde der geplante Wegfall der 
Grenzkontrollen für 2011 verschoben 
da sie die Vertragsbedingungen nicht 
erfüllt haben. Trotzdem genießen alle 

Wer oder was ist eigentlich Schengen?
EU-Staaten besondere Freizügigkeit 
innerhalb des Schengener Raums. Nur 
die Grenzkontrollen bleiben bei den 
sogenannten „nicht Vollanwendern“ 
erhalten. Als nicht EU-Mitglieder sind 
Norwegen, Island , die Schweiz und 
seit 2009 auch Liechtenstein Mitglie-
der der Schengengemeinschaft.

Die Bundesrepublik Deutschland 
hat damit keine Nachbarstaaten mehr, 
die nicht dem Abkommen angehören. 
Trotzdem stoßen stößt man auch bei 
uns auf Schengenaußengrenzen: an 
den Flughäfen. Ein Tipp: Auch ohne 
Kontrollen muss der Ausweis beim 
Überschreiten der deutschen Grenze 
dennoch immer mitgeführt werden.

Die HSK-SPD bietet im Sommer und 
Herbst zwei interessante Fahrten für 
ihre Freunde und Mitglieder an.

Vom 28.-29.08.2011 geht es zur 
Römerstadt Trier und nach Koblenz 
zur Bundesgartenschau. Auf dem 
Programm steht unter anderem eine 
Stadtbesichtigung in Trier sowie in 
Koblenz neben dem Besuch der Bun-
desgartenschau eine Seilbahnfahrt 
zur Festung Ehrenbreitstein und eine 
Schiffsfahrt auf dem Rhein.

Unter dem Motto „Budapest, Pusz-
taromantik und Weinlese“ geht die 
7-tägige Reise vom 28.09.-04.10.2011 
zur „Perle der Donau“. Das zentral 
gelegene Hotel bietet alle Annehm-
lichkeiten einer 4-Sterne-Unterkunft. 
Die Teilnehmer erwartet neben dem 
Besuch eines Gutshofs mit Reitvor-
führung und einer Burgbesichtigung 
im Donauknie werden die Teilnehmer 
selbst Wein ernten. Natürlich steht 
auch eine Stadtrundfahrt in Budapest 
auf dem Programm.

Nähere Informationen und Bu-
chung: Telefonisch (02983 - 9699777), 
per E-Mail  (reisedienstspdhsk@yahoo.
de) und auf www.hsk-spd.de.

Fahrt zur BUGA

http://www.hsk-spd.de

